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Liebe Kolleginnen und Kollegen,   

das Jahr 2024 hat begonnen. 
Aber nicht irgendwie ruhig und 
entspannt. Nein, es beginnt mit 
einem Aufreger. Das Recher-
chenetzwerk correctiv hat ein 
Treffen rechtsextremer Perso-
nen im November 2023 öffent-
lich gemacht, bei dem es um die 

Verdrängung und Deportation von Millionen von 
Menschen aus Deutschland geht. Ein Netzwerk 
aus Menschen aus der Politik, der Wirtschaft und 
der Gesellschaft plant die Säuberung Deutsch-
lands von Allem, was für sie „nichtdeutsch“ ist. Das 
sind in ihren Augen zuallererst Menschen, die in ir-
gendeiner Art und Weise einen sog. Migrationshin-
tergrund, heute wird eher von Migrationsge-
schichte gesprochen, haben. Menschen, die in 
Deutschland geboren und aufgewachsen sind, de-
ren Familien hier seit Generationen leben, die un-
sere Kolleginnen und Kollegen, Nachbarn und 
Freunde sind, sollen gedrängt werden, Deutsch-
land freiwillig oder unfreiwillig zu verlassen.  
Nicht nur mich erinnert das an eine dunkle Zeit in 
der Vergangenheit Deutschlands, von deren Über-
windung ich bis vor einiger Zeit noch überzeugt 
war.  
Im Steuer- und Grollblatt Nr. 6 aus 2023 habe ich 
schon über das Problem des Alltagsrassismus ge-
sprochen. Mittlerweile erreichen die rechtsextre-
men Umtriebe in unserer Gesellschaft aber einen 
weiteren erheblichen Umfang und manifestieren 
sich in konkreten Planungen zur Vernichtung 
menschlicher Existenzen. Als demokratische Ge-
sellschaft können wir diesem Treiben nicht weiter 
zusehen. Wir haben es lange genug hingenom-
men, dass Personen aus dem rechten Spektrum 
die Demokratie und unsere freiheitlichen Werte un-
tergraben und nutzen, um in ihren Augen Lästiges 
zu beseitigen. Bürger werden aufgrund äußerlicher 
Merkmale diffamiert, ausgegrenzt, benachteiligt 
und bedroht. Kolleginnen und Kollegen fühlen sich 
nicht mehr sicher und fürchten sich vor institutio-
nellen Repressalien. Ich möchte das nicht länger 
ertragen. Wir können das nicht länger mitansehen. 
Die gesellschaftliche Mitte ist aufgestanden und 
zeigt den Rechten, wer das Volk ist.  
Ich möchte an dieser Stelle einen Freund zitieren, 
der sagte: „Ich mache meine Arbeit sehr gerne, ich 
möchte sie aber nicht unter den Rechten machen.“ 
Und mit dieser Einstellung steht er nicht allein da.  
 
 

 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir dürfen die Ent-
wicklungen nicht weiter nur „beobachten“. Jetzt ist 
die Zeit für ein „Wehret den Anfängen“. „Nie Wie-
der“ ist jetzt. Jetzt ist es Zeit aufzustehen und Ge-
sicht zu zeigen. In vielen Städten organisieren sich 
die Menschen, demonstrieren und stellen klar: „Wir 
wollen das nicht.“ Ich und die Landesleitung der 
DSTG Berlin unterstützen diese Aktionen. Bitte un-
terstützen Sie sie auch.  
Und Allen, die jetzt sagen: „Was hat denn das mit 
Steuern und unserer Verwaltung zu tun?“ Denen 
antworte ich: Sehr viel. Kolleginnen und Kollegen 
sehen sich dieser Bedrohung ausgesetzt, haben 
Angst. Unsere Verwaltung ist Bestandteil eines 
Staates der Gutes, aber auch Schlechtes mit die-
ser Verwaltung erbringen vermag. Wir alle wissen, 
was unser Verwaltungshandeln anrichten kann. 
Deshalb haben diese Vorgänge auch sehr viel mit 
unserer Steuerverwaltung zu tun.  
Ich würde auch lieber über Stellungnahmen zu 
neuen Gesetzesvorhaben, über Probleme oder Er-
folge in der Steuer-IT und amtsangemessene Be-
soldung schreiben. Aber die gesellschaftlichen 
Entwicklungen betreffen nun einmal uns alle.   
Zudem möchte das Land Berlin, in Umsetzung des 
Partizipationsgesetzes, bei seinen Beschäftigten 
den Migrationshintergrund abfragen. Die Ziele die-
ses Partizipationsgesetzes, dass die Verwaltung 
auch die gesellschaftlichen Verhältnisse widerspie-
gelt, sind aus meiner Sicht richtig. Die Frage ist, ob 
der Weg der richtige ist. Auch wenn diese Befra-
gung anonym und freiwillig ist, gibt es doch Beden-
ken, einen vorhandenen Migrationshintergrund an-
zugeben. Und ist es nicht auch so, dass Menschen, 
die in unserer Verwaltung wahrgenommen werden 
wie alle anderen, die von den allermeisten behan-
delt werden wie alle anderen, ohne dass man sie 
dazu besonders zwingen muss, dadurch doch wie-
der in ein Sonderrolle gedrängt werden? Diese Dis-
kussion gibt es bei der Förderung aller marginali-
sierten Gruppen. Und wenn ich mich hinstelle und 
darüber rede, mag das seltsam erscheinen, da ich 
keine marginalisierte Person bin. Ich bin Bestand-
teil einer Mehrheitsgesellschaft. Ich reflektiere das, 
was mir von Kolleginnen und Kollegen zugetragen 
wird, die Bedenken, die meine Freunde und Kolle-
gen haben. Und darüber kann und werde ich nicht 
schweigen, sondern reden. 
Liebe Grüße 
 
 
Oliver Thiess  
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Neugründung Bezirksgruppe  
Finanzamt Berlin International 

 
Einem neuen Finanzamt folgt auch eine neue Be-
zirksgruppe. Nachdem am 4. Dezember 2023 das 
Finanzamt Berlin International (FA BI) die Türen 
geöffnet und den Arbeitsbetrieb aufgenommen hat, 
haben wir alles daran gesetzt, auch die Bezirks-
gruppe schnell auf die Beine zu stellen.  

Oliver Thiess hat zur ers-
ten Bezirksgruppenver-
sammlung im FA BI am 
11. Januar 2024 geladen. 
Auf den Bericht der Lan-
desleitung folgte die Wahl 
zum Vorsitz der Bezirks-
gruppe, seinem Stellver-
treter, dem Schatzmeister 
und dem Beisitzer.  
Schnell wurde Kim Flader 
für die Kandidatur als Vor-
sitzende vorgeschlagen, 
und nach Annahme des 
Wahlvorschlags einstim-
mig gewählt. Genauso 
eindeutig und problemlos 
liefen die weiteren Wah-

len ab, sodass Mark Hausen als stellv. Vorsitzen-
der, Bent Sabeck als Schatzmeister und Gudrun 
Billik sowie Heike Jentsch als Beisitzerinnen das 
Gremium vervollständigen.  

 
Alles Wichtige zur  

Inflationsausgleichs-Sonderzahlung 
 

Die Sonderzahlungen zur Abmilderung der gestie-
genen Verbraucherpreise laut dem Tarifvertrag In-
flation vom 9. Dezember 2023 (in Kraft mit Ablauf 
des 19. Januar 2024) und dem noch zu verab-
schiedenden Berliner Verbraucherpreise-Sonder-
zahlungsgesetz (BerlVSZG) umfassen für die be-
troffenen Tarifbeschäftigten, Beamtinnen/Beamten 
sowie Versorgungsberechtigten eine Einmalzah-
lung von 1.800 € (1.000 € für Auszubildende) sowie 
monatliche Zahlungen ab Januar 2024 bis Oktober 
2024 i.H.v. von 120 € (50 € für Auszubildende). Für 
Teilzeitkräfte werden sie anteilig fällig. 
Ausschlaggebend für die einmalige Zahlung ist, ob 
am 9. Dezember 2023 ein Arbeits- bzw. Ausbil-
dungsverhältnis und im Zeitraum 1. August 2023 
bis 8. Dezember 2023 Anspruch auf einen Tag Ent- 
 
 

 
geltzahlung bestand. Die Monatszahlung ist zu 
zahlen, wenn in dem Monat an einem Tag An-
spruch auf Entgeltzahlung bestand. Unter diesen 
Voraussetzungen können auch Ansprüche bei 
Zahlung von bspw. Entgeltfortzahlung, Kranken-
geldzuschuss, Krankengeld, Pflegeunterstüt-
zungsgeld, Mutterschutz sowie Verletztengeld be-
stehen. 
 
Die Auszahlung ist für die Tarifbeschäftigten mit 
der Abrechnung Februar 2024 (29.2.2024) und für 
die Beamten mit der für März 2024 (1.3.2024) vor-
gesehen. 
 
Die Sonderzahlungen sind abgaben- und steuer-
frei. Brutto ist somit gleich Netto. Sie zählen nicht 
für die Rente und haben auch keine Auswirkung 
auf weitere Entgelterhöhungen. Sie sind nicht zu 
verwechseln mit den freiwilligen Zahlungen der Ar-
beitgeber gem. § 3 Nr. 11c Einkommensteuerge-
setz. 

 
 
 

DSTG Berlin im Gespräch - 
Finanzsenator Evers hofft im Jahr 2024 
auf Gesetzesentwurf zur Erhöhung des 

Pensionsalters 
 

Bereits am 15. Januar traf sich die Landesleitung 
zum Jahresauftaktgespräch mit Finanzsenator 
Stefan Evers. Unterstützt wurde dieser von der 
Staatsekretärin Tanja Mildenberger sowie dem Ab-
teilungsleiter Thorsten Steinmann, dem stellvertre-
tenden Abteilungsleiter Holger Borkamm und dem 
Koordinator Florian Wiltz. 
 

 
 
 

DSTG Berlin-Chef Oliver 
Thiess gratuliert Kim Flader 
zum Bezirksgruppenvorsitz 

Die DSTG Berlin im Gespräch mit Finanzsenator  
Stefan Evers 
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Auch zu Beginn des neuen Jahres beschäftigt die 
DSTG Berlin das Thema der gesundheitlichen Eig-
nung. Abteilungsleiter Steinmann berichtete, dass 
es keine Ablehnung lediglich auf Grund von Adipo-
sitas gäbe. Eine Ablehnung der Verbeamtung er-
folge nur, wenn weitere Faktoren die gesundheitli-
che Eignung einschränken würden. 
Wichtig sei jedoch bei Anträgen auf Verbeamtung, 
dass der BMI bei der Prüfung durch die Zentrale 
Medizinische Gutachtenstelle unter 30 läge. 
Darüber hinaus berichtete er, dass Einzelfälle, die 
von der DSTG Berlin in vergangenen Gesprächen 
angesprochen wurden, gelöst wurden und dass er 
offen sei für weitere Anträge auf Verbeamtung von 
bisher abgelehnten Personen. 
Der Landesvorsitzende Oliver Thiess sprach direkt 
im Anschluss die Attestpflicht bei erkrankten Kin-
dern an. Seitens der Senatsverwaltung von Finan-
zen zeigt sich leider weiterhin keine Einsicht. Es 
wurde jedoch darauf hingewiesen, dass Krank-
schreibungen per Telefon weiterhin möglich seien. 
 
Großen Raum in dem insgesamt knapp 1,5h an-
dauerndem Gespräch nahm die Stellen- und Per-
sonalsituation ein.  
Ziel sei es, insbesondere dem demografischen 
Wandel so entgegenzuwirken, dass der derzeitige 
Personalbestand nicht weiter abgebaut werde. Re-
alität sei jedoch auch, dass die aktuellen Stellen-
pläne aus organisatorischen und haushälterischen 
Gründen nicht weiter ausgebaut werden können.  
Hinsichtlich der Änderungen auf Grund der neuen 
Betriebsgrößenklassen wurde versichert, dass 
kein Abbau und keine Herabstufung von höherwer-
tigen Stellen erfolgen soll. Die Betriebsprüfung 
habe höchste Priorität, der F/E-Bereich soll jedoch 
dadurch jedenfalls nicht geschwächt werden.  
Als Maßnahme soll der Quereinstieg weiterhin ge-
fördert werden. Dazu wurde eine AG Quereinstieg 
unter der Leitung von Herrn Wiltz gegründet und im 
Haushalt 2024/2025 entsprechende Möglichkeiten 
geschaffen. Die größte Herausforderung stellt da-
bei die Organisation der Arbeitsgebiete dar.  
Die DSTG Berlin stellte dabei heraus, dass ein Ein-
stieg mit E6 auf einem F/E-Platz nicht den tatsäch-
lichen Gegebenheiten entspricht. Eine Prüfung des 
Sachverhaltes wurde durch die Senatsverwaltung 
von Finanzen versprochen, jedoch auch ganz klar 
darauf verwiesen, dass ein Tarifbeschäftigter an-
hand seiner Aufgabenbeschreibung in die Organi-
sationsbetrachtung im jeweiligen Arbeitsgebiet auf-
genommen werden muss. Ziel sollte es jedoch  
 

 
sein, tarifbeschäftigte Laufbahnabsolventen den 
den verbeamteten gleichzusetzen.  
 
In 2024 bis 2025 wird außerdem eine ergebnisof-
fene Evaluation der Organisationsstruktur Finanz-
amt 2010 erfolgen.  
Hinsichtlich des Tarifergebnisses 2023 wird eine 
Auszahlung zu Ende Februar anvisiert.  
Darüber hinaus läuft derzeit auf politischer Ebene 
eine Auseinandersetzung mit der Angleichung der 
Beamtenbesoldung auf das Bundesniveau. 
Finanzsenator Evers führte jedoch eindeutig an, 
dass er hoffe, dass im Jahr 2024 ein Gesetzesent-
wurf zur Anhebung des Pensionsalters erfolge.  
 
Die DSTG Jugend führte zum Abschluss noch die 
Mieterhöhung am AFZ KW an. Die Mieten für Un-
terkünfte auf dem Campus wurden um über 50% 
erhöht. Dies ist für AnwärterInnen nicht tragbar, 
schon allein deshalb nicht, weil diese kein Tren-
nungsgeld erhalten. Das Land Sachsen-Anhalt tritt 
aus diesem Anlass mit dem Land Brandenburg in 
Verhandlungen und hat die Erhöhung vorerst aus-
gesetzt.  
Die Leitungsebene der SenFin zeigte sich über-
rascht über den Sachverhalt und wird die Sache 
klären. 
 
Die Vielschichtigkeit der Themen zeigt, dass der 
Berliner Finanzverwaltung im Jahr 2024 weiterhin 
hohe Herausforderungen gegenüberstehen. Das 
konstruktive Gespräch stellte den Auftakt für die 
gewerkschaftliche Arbeit der DSTG im neuen Jahr 
dar. Die Einstellung des Finanzsenators zur An-
passung des Pensionsalters gibt eindeutig Anlass 
zu weiteren Gesprächen.  
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